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Die Welt nach 1989 als Geschichte der 
Gegenwart

Die Welt nach 1989 beginnt gerade erst Geschichte zu werden. Begeben wir uns 
hier auf eine historische Spurensuche, so betreten wir noch weitgehend unent-
decktes Land. Der regionale, nationale, kontinentale und globale Wandel, der 
seit 1989 einsetzte, dauert weiterhin an. Die Deutungshoheit darüber, was die 
Welt nach 1989 bewegte, liegt daher noch immer zu großen Teilen in den Hän-
den zeitgenössischer Beobachtung, darunter vor allem der Journalismus, die So-
zial- und Politikwissenschaften. Sie begreifen die Entwicklungen der letzten 
dreißig Jahre als ihre Gegenwart. Die Geschichtswissenschaft hat sich bislang 
eher zögerlich an die jüngste Vergangenheit herangewagt. Historikerinnen und 
Historiker wissen nur zu genau um die Vorläufigkeit ihrer Analysen, denn, wie 
Martin Walser in seinem 1998 erschienenen Roman „Ein springender Brunnen“ 
schrieb, „solange etwas ist, ist es nicht das, was es gewesen sein wird“ (Walser 
1998, S. 8).

Den Ausgang vieler Geschichten, die in den späten achtziger Jahren began-
nen, kennen wir nicht. Ihr Ende ist offen – es liegt nicht einmal in der Gegen-
wart, sondern in der Zukunft. Entwicklungslinien können wir also andeuten, 
Fluchtpunkte benennen. Einen Abschluss einzelner Prozesse vermögen wir al-
lerdings nicht zu beschreiben. Dennoch ist klar: Die jüngste Vergangenheit, von 
der dieses Buch handelt, ist in der Gegenwart präsent, vielleicht mehr als alle an-
deren Epochen. Sie hat ihre Erwartungen und Befürchtungen im Hier und Jetzt 
hinterlassen, ihre Bilder und Worte, ihr Wissen und ihre Praktiken

Diese Voraussetzungen waren für uns Hürde und Ansporn zugleich. Die 
Weltgeschichte nach 1989 hat die Geschichtswissenschaft bisher nur in Ansät-
zen erzählt. Das hat zur Folge, dass die Quellensuche auf keine thematische Vor-
sortierung durch historische Darstellungen zurückgreifen, geschweige denn sich 
einer wie auch immer gearteten großen Erzählung anschließen kann. Auch lie-
gen kaum kanonisierte Quellen vor. Auf Akten und ähnliche Archivalien kön-
nen wir aufgrund von Sperrfristen in den Archiven nur in einem ganz begrenz-
ten Maße zurückgreifen. Somit unterscheidet sich die Auswahl an Text- und 
Bildmaterial in diesem Buch von derjenigen anderer Bände der Fundus-Reihe.

Wir haben bei der Quellenauswahl eher ungewöhnliche Wege beschritten 
bzw. beschreiten müssen: Neben öffentlich zugänglichen Parlamentsdebatten, 
Gesetzestexten, internationalen Verträgen und Statistiken lässt sich eine Viel-
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zahl der hier versammelten Quellen dem Journalismus zuschreiben. Dies liegt 
einerseits am erschwerten Zugang zu Archivalien im klassischen Sinne, anderer-
seits trägt diese Auswahl der immer noch steigenden Bedeutung der Medien für 
die öffentliche Wahrnehmung unserer Gegenwart Rechnung. Zugleich wollen 
wir auf diese Weise vermeiden, allzu eng nur auf den politischen und wirtschaft-
lichen Wandel zu blicken. Daher haben wir ferner auch Autobiografien, Selbst-
zeugnisse und Ego-Dokumente aufgenommen, die einen Einblick in vergange-
ne Lebenswelten geben und darüber informieren, wie Menschen sich selbst 
wahrnahmen und darstellten. Hinzu kommen Dokumente und Bilder aus Kunst 
und Literatur sowie Analysen aus der Wissenschaft, um auch kulturelle Ent-
wicklungen und Wissenstransfers untersuchen zu können.

Themen
Alle diese Herausforderungen stellen sich nicht nur uns Herausgebern. In glei-
chem Maße betreffen sie auch die Leserinnen und Leser dieses Bandes, die auf 
der Grundlage der hier gesammelten Quellen die Geschichte der Gegenwart er-
zählen wollen.

Eine Geschichte der letzten dreißig Jahre zu erzählen mag, wenn man dem 
Geschichtsdidaktiker Hans-Jürgen Pandel folgt, ein unmögliches Unterfangen 
sein, braucht doch der Erzähler für seine Geschichte über die Vergangenheit un-
weigerlich Wissen über die Zukunft des zu Erzählenden. Im Rückgriff auf den 
Philosophen Arthur Danto erklärt Pandel in seinem Standardwerk zur Ge-
schichtsdidaktik: „Ohne Beziehung auf die Zukunft, ohne dem vorzugreifen, was 
über das aktuelle Geschehen hinausgehend ausgesagt werden kann, sobald es ge-
schieht in der Weise, in der es geschieht, lässt sich keine Geschichte schreiben“ 
(Pandel 2013, S. 91). Erst durch das Wissen über die Zukunft der Vergangen-
heit lassen sich historische Ereignisse und Entwicklungen sinnstiftend verknüp-
fen, lassen sich relevante Fragestellungen formulieren und voneinander abzu-
grenzende Geschichten erzählen. Wir tappen in unserer Geschichte der jüngsten 
Vergangenheit unweigerlich im Dunkeln, so Pandel weiter, da „das Grundmus-
ter der [historischen] Narratio darin besteht, dass es mindestens zwei zeitlich 
differente Ereignisse sinnhaft so verknüpft, dass sprachlich eine Verlaufsstruktur 
entsteht“ (S. 92).

In unserem Fall der Geschichte über die Welt nach 1989 fehlt, in dieser Lo-
gik, oftmals das zweite Ereignis. Wir können gewisse Entwicklungen vage anti-
zipieren, aber nicht konkretisieren, wohin sie führen. Dies lässt sich am Beispiel 
der Quellenauswahl innerhalb des Kapitels „Die digitale Revolution“ verdeutli-
chen: Als Ausgangspunkt setzen wir die Erfindung des Internets, auch wenn die 
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Digitalisierung bereits mit der frühen Informatik und Entwicklung der Mikro-
elektronik einsetzte. Die Geschichte, die wir hier veranschaulichen wollen, be-
trifft vornehmlich den Wandel von Kommunikationsformen. Wohin, zu wel-
chem Endpunkt oder zu welchem konkreten Ergebnis dieser führt, muss offen 
bleiben. Deutlich wird jedoch, dass die Digitalisierung Globalisierung einerseits 
erst ermöglichte, sie diese andererseits aber auch weiter vorantrieb.

Nun ist es keineswegs so, dass wir als erste vor diesem Problem der Quellen-
auswahl stehen. So erläutert der Historiker Andreas Rödder, dass man bei dem 
Versuch, eine Geschichte der Gegenwart zu erzählen, schnell Gefahr laufe, so-
zialwissenschaftliche und feuilletonistische Selbstbeschreibungen zu überneh-
men und fortzuschreiben (Rödder 2015). Für die Geschichtsschreibung wäre 
dies fatal, denn „die Gegenstände, die heute zentral erscheinen [, können] mor-
gen am Rande der Aufmerksamkeit stehen, weil sich Fragestellungen und Pers-
pektiven wandeln“ (S. 13). Die Konsequenzen, die Rödder aus diesem Dilemma 
zieht, geraten ebenso pragmatisch wie einleuchtend: „Und was bedeutet dieser 
Befund für die Geschichte der Gegenwart? Zum einen schärft er das Bewusst-
sein für die Vorläufigkeit historischer Deutungen, und zum anderen verlangt er 
besondere methodische Sorgfalt bei Auswahl und Analyse der Gegenstände“ 
(ebenda).

Diesem Gebot besonderer „methodischer Sorgfalt“ kommen wir auch bei 
unserer Quellenauswahl nach. Wir haben grundlegende Kriterien der Ge-
schichtsdidaktik herangezogen, gemäß derer wir Themenstränge des lokalen, 
nationalen, transnationalen und globalen Wandels seit 1989 identifizieren und 
diesen anhand von Quellen untersuchen (Baumgärtner 2015). Die Ausgangs-
punkte dieser ausgewählten Verläufe liegen immer vor 2010, sodass zumindest 
ihr Beginn als historisch gelten kann. Im Sinne der Exemplarität erläutern wir 
erstens historische Entwicklungen an ausgewählten Orten der Welt. Ausgehend 
von Deutschland beleuchten die Quellen bedeutsame Aspekte der Geschichte 
Europas und der anderen Kontinente. Die Prämisse der Exemplarität verhindert 
dabei, dass sich die Analyse allzu sehr auf einzelne Regionen oder Staaten kon-
zentriert. Die Geschichte des Nahostkonflikts etwa kann dieser Band sicher 
nicht in alle ihrer Komplexität abbilden. Ihre Ursprünge liegen weit vor 1989. 
Allerdings veranschaulichen die hier abgedruckten Quellen exemplarisch, wie 
sich aus einem lokalen Konflikt globale Herausforderungen und Verantwortung 
entwickelten.

Darüber hinaus wollen wir dem Anspruch einer Quellensammlung über die 
Welt nach 1989 auch globalhistorisch gerecht werden. Dabei geht es uns vor al-
lem um „Globalgeschichte als Perspektive“, die weltumspannende Bezugsrah-
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men für das „Denken und Handeln historischer Akteure“ aufdeckt und kontex-
tualisiert (Wenzlhuemer 2017, S.  13 f.). Bei allen Einschränkungen, die eine 
Sammlung von Quellen in deutscher Sprache mit sich bringt, folgen die meis-
ten der ausgewählten Quellen einem transnationalen Ansatz: Welt verstehen wir 
nicht als Nebeneinander von 139 Einzelstaaten, sondern als ein Gesamt von mit-
einander verflochtenen Regionen, deren Einwohner sich beobachten, miteinan-
der korrespondieren und sich gegenseitig beeinflussen. In diesem Sinne ist die 
Quellenauswahl zweitens in hohem Maße multiperspektivisch und liefert teils ge-
gensätzliche Deutungen über die Entwicklungen der letzten dreißig Jahre.

Ein deutlicher Gegenwartsbezug der hier vorgestellten Themen und Quel-
len soll deren Einsatz im problemorientierten Geschichtsunterricht ermögli-
chen. Somit hält der Band drittens eine Vielzahl von Alteritätserfahrungen für 
Schülerinnen und Schüler bereit, über die sie eben nicht nur die jüngste Vergan-
genheit ihrer eigenen Heimat, sondern darüber hinaus Entwicklungen in ihnen 
fremden Regionen untersuchen. Orientierung bietet sich ihnen in den viertens 
nach dem Prinzip der Personalisierung ausgewählten Quellen. Bedeutende Prot-
agonisten der jüngsten Zeitgeschichte haben diese teils selbst verfasst, teils ha-
ben andere Autoren über sie berichtet. Neben Persönlichkeiten aus der Welt der 
Politik wie Bill Clinton oder Kim Jong-un treten wirtschaftliche, zivilgesell-
schaftliche und kulturelle Pionierinnen und Pioniere des ausgehenden 20. und 
beginnenden 21. Jahrhunderts in den Vordergrund, wie etwa Rudy Krolopp, Er-
finder des Mobiltelefons, Steve Jobs, Mitgründer von Apple, Nadine Gordimer, 
Trägerin des Literaturnobelpreises oder Esther Mujawayo, Gründerin der Wit-
wenassoziation des Genozids von Ruanda. In gleichem Maße behandeln die 
Quellen dieses Bandes Biografien gänzlich unbekannter Menschen, die uns fünf-
tens im Sinne einer Personifizierung Aufschluss über Alltagserfahrungen und 
Einzelschicksale geben können. Denn erst in Kombination mit diesen Lebens-
welten gewinnt eine Geschichte der Welt nach 1989 an Kontur.

Aufgrund dieses explorativen Charakters ist der Band nicht nur eine Quel-
lensammlung, die eine vertiefte Analyse ermöglichen soll. Er ist zugleich ein his-
torisches Lesebuch, das Einblick gibt in die Vielfalt globaler Entwicklungen und 
Herausforderungen der jüngsten Vergangenheit. Viele der aufgenommenen Tex-
te sind von erzählerischem Charakter und entfalten jeweils ihre eigenen Deu-
tungen, wie bestimmte Sachverhalte zu verstehen sind. Um hier ein ausgewoge-
nes Bild zu geben, haben wir uns bei der Zusammenstellung der Quellen 
schließlich sechstens um Kontroversität bemüht. So stellen wir zumeist mehrere 
unterschiedliche, teils gegensätzliche Positionen gegenüber. Aus ihnen lassen 
sich zum einen Sachinformationen, zum anderen aber auch Erkenntnisse darü-
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ber gewinnen, auf welche Weise und warum gegensätzliche Ansichten entstehen 
konnten.

Deutungslinien
Nach dem Zerfall des Kommunismus in Europa bestimmte der Antagonismus 
von neoliberalen und sozialistischen Ordnungsmodellen nach wie vor viele kul-
turelle und politische Konflikte. Das von Francis Fukuyama prognostizierte „En-
de der Geschichte“ ist auch nach Auflösung der bipolaren Weltordnung und 
dem vermeintlichen Sieg des ökonomisch-politischen Liberalismus keineswegs 
zu beobachten (Fukuyama 1992). Das macht vor allem eine globale Perspektive 
deutlich. In Südamerika, aber auch in einigen afrikanischen Staaten gewannen 
zur Jahrtausendwende sozialistische, teils nationalistische Politikansätze als Ant-
wort auf zunehmend globalisierte Wirtschaftsstrukturen neue Anhänger. Zu-
gleich konnten sich auf dem asiatischen Kontinent in China und Nordkorea 
kommunistische Machtstrukturen erhalten, deren wirtschaftliche und militäri-
sche Konkurrenz zu den liberalen und kapitalistischen Gesellschaften des Wes-
tens weiterhin internationale Konflikte prägt.

Thematisch können wir in der Welt nach 1989 immer wieder Chancen, 
Herausforderungen und Probleme beobachten, die durch gewisse Basisprozes-
se entstanden sind. Dazu zählt unter anderem die Urbanisierung. Sie begegnet 
uns auf allen Kontinenten meist unter ähnlichen Voraussetzungen. Sie schuf 
zum Beispiel in Afrika und Asien ungeahnte Möglichkeiten des Wirtschafts-
wachstums, zugleich aber neue Armut und soziale Ungleichheiten, und zwar so-
wohl in überfüllten Großstädten als auch in verwaisenden ländlichen Regio-
nen  – ein Problem, dem sich nunmehr auch die westeuropäischen Staaten 
gegenübersehen.

Hinzu kommen Hoffnungen und Enttäuschungen, die sich an inklusive 
Ordnungsversuche knüpften. Diese lassen sich am Beispiel des Feminismus ge-
nauso untersuchen wie anhand der politischen Diskussionen über das Zusam-
menwachsen von West- und Ostdeutschland nach 1990 oder der Politik einer 
vertieften Integration innerhalb der Europäischen Union. Häufig waren inklu
sive Politikansätze aber auch verknüpft mit gewaltsamen und traumatischen 
Konflikten. Das zeigt sich am Beispiel der sogenannten Rassenunruhen in den 
Vereinigten Staaten wie auch in den Debatten um die Wahrheits- und Versöh-
nungskommissionen in Südafrika nach dem Ende der Apartheid. Allen diesen 
Entwicklungen gemein sind die grundsätzlichen Fragen, welches Maß an Viel-
falt politische Entitäten zu akzeptieren bereit waren und welche gesellschaftli-
chen Gruppen sie an Entscheidungsprozessen beteiligen wollten.
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Digitalisierung und Globalisierung ermöglichten vielen Anschluss an einen 
weltumspannenden Kommunikationsraum, ließen neue Geschäftsmodelle ent-
stehen und steigerten Bildungschancen sowie Lebensqualität. Zugleich schufen 
sie neue Hierarchien und sorgten dafür, dass einige Regionen und Kulturen aber-
mals abgehängt und an den Rand gedrängt wurden. Der Klimawandel entwickel-
te sich zu einer weltweiten Herausforderung. Doch je konkreter die Wissen-
schaften die globale Bedrohung durch Erderwärmung ausmalten, desto mehr 
Kritikerinnen und Kritiker traten auf den Plan, die Umweltauflagen verwarfen 
oder gar den Klimawandel als solchen in Frage stellten. Ferner entwickelten sich 
Klimabedingungen neben Armut und militärischen Konflikten zu einem ent-
scheidenden Grund für globale Migrationsbewegungen, die sowohl für ihre Aus-
gangsstaaten als auch die Zielländer der Flüchtenden große Herausforderungen 
darstellen.

Allen diesen Konstellationen spürt der Band im Einzelfall nach. Seine Struk-
tur folgt daher der Idee konzentrischer Kreise: Von einer Nationalgeschichte 
Deutschlands ausgehend (Kapitel 1 – 2) stellen wir anhand des politischen, wirt-
schaftlichen und kulturellen Wandels grundlegende Entwicklungslinien Euro-
pas vor (Kapitel  3 – 5). Im Anschluss daran widmen wir uns exemplarischen 
Konfliktfeldern und Themenkonjunkturen in verschiedenen Regionen der Er-
de – geordnet nach einzelnen Kontinenten (Kapitel 6 – 11). Dabei interessieren 
sowohl die jeweils nationalen Entwicklungen als auch ihre globalen Verflechtun-
gen. Der abschließende Teil (Kapitel 12 – 13) wendet sich den Problemen, Er-
fahrungen und Erwartungen einer globalisierten Welt zu. Hier zeigt sich, wie 
herkömmliche Grenzziehungen an Bedeutung verloren: Digitalisierung, Klima-
wandel und Migration lassen sich nicht mehr regional zuordnen, sie betreffen die 
Welt als Ganzes.
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Deutschland 
nach der Wende
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1.	 Auf dem Weg zur inneren Einheit

Die Wiedervereinigung der beiden deutschen Staaten im Oktober 1990 been-
dete eine Epoche der vierzigjährigen Teilung Deutschlands. Zugleich stellte sie 
die deutsche Gesellschaft vor eine Vielzahl neuer Herausforderungen. Diese wa-
ren vor allem politischer, ökonomischer und sozialer Natur. Ferner hatten alle 
Kontoversen und Entscheidungen einen kulturellen Kern, warfen sie doch die 
generelle Frage auf, wo sich die nun geeinte Bundesrepublik in ihrem Verhältnis 
zum europäischen Ausland aber auch zur deutschen Geschichte verortete. Die 
Redner in der Debatte über den Umzug von Bundesregierung, Bundestag und 
Bundesrat nach Berlin fanden 1991 ihre Argumente nicht ausschließlich in den 
Herausforderungen der Zukunft, sondern oftmals im historischen Rückgriff auf 
Berlin als Brennpunkt deutscher Geschichte. Ähnliches gilt für die Diskussio-
nen um ein Stasiunterlagengesetz, die die Frage aufwarfen, wie zukünftig mit 
den Spitzeltätigkeiten des DDR-Geheimdienstes umzugehen sei.

Die sogenannte Treuhandanstalt sollte die ökonomische Transformation der 
vormaligen sozialistischen Planwirtschaft Ostdeutschlands vorantreiben und 
zugleich moderieren. Doch schon bald zeigte sich, dass die westdeutschen Ma-
nagerinnen und Manager der mittleren und höchsten Ebene ganz anderen wirt-
schaftlichen und kulturellen Werten anhingen als eine Vielzahl der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer in den fünf neuen Bundesländern. Der Dissens, 
den die Arbeit der Treuhandanstalt in der Bundesrepublik hervorrief, führte 
bereits zeitgenössische Beobachter zu der grundlegenden Frage, welche Verant-
wortung Staat und Gesellschaft für diejenigen trugen, die aufgrund der man-
gelnden Wettbewerbsfähigkeit breiter Teile der ostdeutschen Wirtschaft mittel- 
oder auch langfristig keine Aussicht auf einen Arbeitslatz hatten.

Eine Antwort ganz im Sinne marktliberaler Politik- und Wirtschaftsmodel-
le lag darin, die neuen Bundesländer ökonomisch und infrastrukturell zu fördern. 
Zur Gegenfinanzierung führte die Bundesregierung 1991 eine neue Steuer ein, 
den Solidaritätszuschlag. Den nur sehr langsamen Aufbau konkurrenzfähiger 
Unternehmen in Ostdeutschland konnte diese Unterstützung allerdings kaum 
beschleunigen. Viele Ostdeutsche sahen die Perspektiven in ihrer Heimat 
schwinden, so dass die Geschichte der bundesdeutschen Bevölkerung in den 
neunziger Jahren zugleich eine Geschichte der innerdeutschen Migration in die 
strukturstärkeren Gebiete Westdeutschlands ist.

Die negativen Folgen für ganze Landstriche gerade in den nördlichen Ge-
bieten Ostdeutschlands blieben dabei nicht verborgen: Eine überalterte Bevöl-
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kerung mit schwindender Kaufkraft musste erleben, wie die Orte, in denen sie 
verwurzelt war, an Attraktivität verloren. Der soziale Zusammenhalt von Orts-
gemeinschaften – in der DDR noch das Zentrum kulturellen und sozialen Aus-
tauschs – schwand auch aufgrund dieser Entwicklungen. Nicht selten rief dies 
Verlustängste und eine nostalgische Erinnerung an die Zeiten der sozialistischen 
Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung hervor, die die Medien mit dem Kunst-
wort der „Ostalgie“ beschrieben.

Migrationsbewegungen als Teil der bundesdeutschen Geschichte der neun-
ziger Jahre lassen sich aber nicht nur innerhalb Deutschlands erkennen. Auch 
aus dem Ausland suchten viele Menschen in der nun wiedervereinigten Bundes-
republik (teils temporär, teils dauerhaft) eine neue Heimat. Neben der Kontin-
genzzuwanderung von Juden aus den Gebieten der ehemaligen Sowjetunion wa-
ren dies vor allem Flüchtlinge aus den Staaten des vormaligen Jugoslawiens. 
Bereits zu Beginn des Jahrzehnts sorgten Diskussionen über eine Verschärfung 
des Asylparagraphen für gesellschaftlichen Dissens, der sich auch darin zeigte, 
dass radikale, fremdenfeindliche Stimmen lauter wurden. Eine Gewaltwelle ge-
gen Menschen ausländischer Herkunft erschütterte Anfang der neunziger Jahre 
die Bundesrepublik. Neue rechte Bewegungen kamen auf, und das Land sah sich 
einmal mehr mit seiner nationalsozialistischen Vergangenheit konfrontiert.

1.1	 Berlin als neuer Parlaments- und Regierungssitz
Nachdem der Bundestag in seiner Sitzung am 19. Juni 1991 noch den Antrag auf ei-
nen Volksentscheid zur endgültigen Regelung der Hauptstadtfrage abgewiesen hatte, 
fällte er einen Tag später diese Entscheidung selbst. Bundesarbeitsminister Norbert 
Blüm (CDU) eröffnete die Debatte. Er warb um Zustimmung zum Antrag, der Bonn 
als Sitz des Bundestages und Hauptsitz der Regierung vorsah (1.1.1). Auf Blüm folg-
te Wolfgang Thierse (SPD), der für einen Umzug von Regierung und Bundestag nach 
Berlin plädierte (1.1.2). Nach intensiven Diskussionen stimmte eine Mehrheit der 
Bundestagsmitglieder für diesen Umzug.

Zuvor ließ die Bundesregierung das Reichstagsgebäude in Berlin umfassend reno-
vieren. Die vom britischen Architekten Sir Norman Foster entworfene gläserne Kup-
pel wurde zu einem Blickfänger Berlins. Zudem zog ein Kunstprojekt des Künstler-
ehepaars Christo und Jeanne-Claude 1995 viele Besucherinnen und Besucher an: Der 
„Verhüllte Reichstag“ (1.1.3).

1.1.1	 Norbert Blüm über die Hauptstadtfrage
Dr. Norbert Blüm (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ob Berlin oder Bonn, ob das Parlament und 

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.



23﻿

die Regierung hier oder dort angesiedelt sind – der Streit darüber darf uns 
die Freude nicht nehmen, dass wir ein Volk sind, wiedervereint und frei, (Bei-
fall im ganzen Hause) und daß wir wieder darüber debattieren können, wo Ver-
fassungsorgane in Deutschland ihren Platz nehmen. Die Spaltung ist über
wunden, die Mauer ist gefallen, neue Gräben dürfen heute nicht aufgerissen 
werden.

„Teilung durch Teilen überwinden“ – kann das nicht auch das Programm ei-
ner bundesstaatlichen Aufgabenverteilung zwischen Berlin und Bonn sein? Wir 
wollen das Miteinander durch Aufgabenverteilung zwischen der Hauptstadt 
Berlin und Bonn fördern. Zu diesem Miteinander in ganz Deutschland gehört 
nicht nur die Verteilung von Verfassungsorganen auf diese Städte, sondern auch 
die Verteilung von Bundeseinrichtungen auf ganz Deutschland, wobei dem Auf-
bau in den neuen Bundesländern eine ganz besondere Zuwendung gebührt. […] 
(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der FDP und der SPD)

Mit dem Namen Bonn verbindet sich der längste freiheitliche und friedli-
che Zeitabschnitt unserer Geschichte. Es war eine gute Zeit – es ist eine gute 
Zeit –, die mit Bonn verbunden ist. (Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, 
der FDP und der SPD)

Der Mut der Bürger in der ehemaligen DDR, der friedliche Aufstand gegen 
Unfreiheit und Unterdrückung – das bleibt das große Ruhmesblatt der Deut-
schen im Osten unseres Landes. Er hatte ein Ziel: Freiheit. Über die Freiheit 
führte der Weg zur Einheit. Die Freiheitsrechte des Bonner Grundgesetzes wa-
ren das Ziel dieses Freiheitswillens. Ohne Politik, die mit dem Namen Bonn ver-
bunden ist, wäre ganz Deutschland eingemauert worden. Bonn war die Veran-
kerung in der freien Welt.

Der Antrag, den ich heute vertrete, steht unter der Überschrift „Bundes-
staatslösung“. Bonn und Berlin – nicht gegeneinander, sondern miteinander, das 
ist das Programm, das wir vorschlagen. (Beifall bei Abgeordneten der CDU/
CSU, der FDP und der SPD)

Berlin ist die Hauptstadt Deutschlands. Das ist entschieden; das wollen wir 
so. Wir schlagen vor: Berlin wird Amtssitz des Bundespräsidenten, wird Sitz des 
Bundesrates, der Bundesversammlung, der herausgehobenen Sitzungen des 
Bundestages, zusätzlicher Dienststellen des Bundeskanzlers und weiterer Mit-
glieder der Bundesregierung. Bonn wird Parlaments und Regierungssitz.

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, wir entschei-
den allerdings nicht nur über Sitzfragen. In unsere heutige Entscheidung gehen 
auch Fragen des Selbstverständnisses des Nationalstaates Deutschland ein. Der 
Nationalstaat Deutschland steht am Ende dieses Jahrhunderts nicht mehr dort, 
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wo er am Anfang stand, Wir haben uns nicht zum Deutschen Reich wiederver-
eint, sondern zu einem kräftigen Bundesstaat. (Beifall bei Abgeordneten der 
CDU/CSU, der FDP und der SPD)

[…] Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben einen Kompromiß und Kon-
sens versucht; er ist uns nicht gelungen. Wir müssen uns entscheiden; wir wollen 
uns entscheiden. Mit Bonn verbindet sich der demokratische Neuanfang unserer 
Geschichte. Mit Bonn verbindet sich die friedlichste und freiheitlichste Epoche 
unserer Geschichte. Sie soll nie zu Ende gehen. Mit Bonn verbindet sich Westin-
tegration, die Grundlage für die Wiederaufnahme in die Gemeinschaft freier Völ-
ker, Bonn hat nicht seine Schuldigkeit getan und kann gehen. Mit Berlin zusam-
men steht Bonn für eine freiheitliche und friedliche Zukunft unseres Landes.

Sie haben das Wort, Sie haben die Entscheidung. Wir bitten Sie um die Zu-
stimmung zu unserer bundesstaatlichen Lösung. (Beifall der Abgeordneten der 
CDU/CSU, der SPD und der FDP)

Deutscher Bundestag: Stenographischer Bericht zur 34. Sitzung des 12. Deutschen Bundestages 
vom 20.6.1991, S. 2736 – 2739.

1.1.2	 Wolfgang Thierse über die Hauptstadtfrage
Wolfgang Thierse (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! [… E]s geht heute nicht um einen Wettstreit zwi-
schen zwei Städten. Es geht vielmehr um die zukünftige gesellschaftliche und 
politische Entwicklung, nämlich um einen entscheidenden Schritt bei der Voll-
endung der Einheit Deutschlands. (Beifall bei Abgeordneten der SPD, der 
CDU/CSU und der FDP) […]

Was spricht für Berlin? Das erste Argument: politische Glaubwürdigkeit. 
(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/CSU, der FDP und des Bündnis-
ses 90/GRÜNE)

Wer sich 40 Jahre immer wieder feierlich zu Berlin bekannt hat, sollte jetzt 
nicht eine totale Kehrtwendung vornehmen nach dem Motto: Was schert mich 
mein Geschwätz von gestern? Wer so handelt, zerstört das Vertrauen in die De-
mokratie, mit dem wir Deutschen (Ost) in die Einheit gegangen sind. Bitte, man 
sage nicht, daß der Einigungsvertrag diese Kontinuität des Bekenntnisses zu 
Berlin einfach erledigt hat.

Das zweite Argument: politische Gerechtigkeit. Die deutsche Einigung ist 
unter unerhörtem Tempodruck vollzogen worden; sie verläuft unter extremem 
Problemdruck. Das hat zu Verletzungen, Ungleichgewichten, Verzerrungen und 
Benachteiligungen geführt. Ich sage das ohne jeden Vorwurf in irgendeine Rich-
tung. Denn wir hatten im Grundsätzlichen keine Wahl. Die Chance mußte ge-
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nutzt werden. Man konnte sie sich nicht aussuchen. Man kann eine Chance 
höchstens vertun. Aber jetzt, im weiteren Fortgang der deutschen Einigung, 
müssen wir auf Ausgleich bedacht sein. (Beifall bei Abgeordneten der SPD, der 
CDU/CSU, der FDP und des Bündnisses 90/GRÜNE) […]

Das dritte Argument: der Föderalismus, jenes unersetzliche Element der ge-
lungenen demokratischen Kultur der Bundesrepublik. Ich denke, wir stärken den 
Föderalismus eher dadurch, daß wir die Hauptstadt dorthin verlegen, wo sie in-
mitten der schwächeren Länder liegt, und nicht dadurch, daß wir sie unbedingt 
im einwohnerstärksten und wirtschaftlich mächtigsten Land belassen. […]

Viertes Argument: finanzielle Seriosität. Es wird oft gegen eine Entschei-
dung für Bonn eingewandt, der Umzug sei zu teuer, die Kosten dafür würden 
dem Aufbau in den neuen Ländern fehlen. Ich will dazu nur drei Sätze sagen: 
Eine Entscheidung für Berlin wäre eine ökonomisch segensreiche Investition 
des Vertrauens in die Entwicklung der neuen Länder. Eine Entscheidung gegen 
Berlin könnte am Schluß vielleicht doch teurer sein als eine positive Entschei-
dung. Auch die Entscheidung für Bonn ist nicht kostenlos; sie kostet vielmehr 
viele Milliarden, weil auch hier gebaut werden muß und wird. Man sollte nicht 
mehr an der Behauptung festhalten, daß in Berlin alles neu geschaffen werden 
müsse, während in Bonn alles beim alten bleiben könne. (Beifall bei Abgeordne-
ten der SPD und des Bündnisses 90/GRÜNE) […]

Fünftes Argument: gesamtdeutsche Solidarität. Es ist meine Sorge – ich bit-
te um Entschuldigung –, daß die deutsche Einigung noch immer mißlingen 
könnte, daß jedenfalls die ökonomische, soziale und menschliche Spaltung nur 
allzu langsam und opferreich überwunden werden könnte, weil kollektive Besitz-
standswahrung, die im einzelnen immer verständlich ist, im Wege steht. Auch 
ich erinnere an den wichtigsten Satz des vergangenen Jahres, den Lothar de 
Maizière in seiner Regierungserklärung für die große Koalition gesprochen hat: 
daß die Teilung nur durch Teilen überwunden werden kann.

Es geht bei der heutigen Entscheidung eben nicht nur um ein Symbol, wie 
die Bonn-Befürworter behaupten. Im Gegenteil, Berlin zum Ort der Repräsen-
tation machen zu wollen, Berlin mit dem Hauptstadttitel nur zu schmücken, 
heißt, den Osten Deutschlands mit einem Symbol abzufinden. […]

Meine Damen und Herren, nicht der Umzug von Parlament und wichtige-
ren Regierungsfunktionen muß schnell vollzogen werden, sondern die Grund-
satzentscheidung für Berlin muß jetzt erfolgen. Sie wäre ein Zeichen, ein wun-
derbarer Anlaß der Hoffnung auf wirkliche Gemeinsamkeit und Solidarität, 
einer Hoffnung, die uns, die Menschen im östlichen Deutschland, die großen 
Probleme der nächsten Jahre leichter überstehen ließe, die uns in Deutschland 
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wirklich näher zusammenrücken ließe. (Beifall bei Abgeordneten der SPD, der 
CDU/CSU, der FDP und des Bündnisses 90/GRÜNE) […]

Deutscher Bundestag: Stenographischer Bericht zur 34. Sitzung des 12. Deutschen Bundestages 
vom 20.6.1991, S. 2739 – 2741.

1.1.3	 „Verhüllter Reichstag“
Bereits Anfang der siebziger Jahre entwarf das Künstlerehepaar Christo und Jeanne-
Claude Pläne für ein großes Kunstwerk in Berlin, das ein markantes Bauwerk der 
Stadt verhüllen sollte. Nach der Deutschen Einheit konnten sie die Pläne realisieren: 
Im Februar 1994 genehmigte der Bundestag das Projekt „Verhüllter Reichstag“. Zwi-
schen dem 24. Juni und dem 7. Juli 1995 erblickten Besucherinnen und Besucher einen 
in weißes Tuch gehüllten Reichstag. Christo selbst betonte, dass das Projekt die neuge-
wonnene Freiheit zum Ausdruck bringe. Ferner verschließe sich sein temporärer Cha-
rakter der Kommerzialisierung und jeglichem Besitzanspruch.

Christo und Jeanne-Claude, Verhüllter Reichstag, picture-alliance/dpa/Wolfgang Kumm.
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1.2	 Das Stasi-Unterlagen-Gesetz
Am 14. November 1991 debattierte der Deutsche Bundestag über das sogenannte Sta-
si-Unterlagen-Gesetz (Gesetz über die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der 
ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik). Dieses Gesetz regelte die Aktenein-
sicht auch von Privatpersonen, die das Ministerium für Staatssicherheit der DDR 
jahrzehntelang über einzelne Bürger angelegt hatte. Die hier abgedruckten Rede
beiträge von Hartmut Büttner (CDU/CSU) (1.2.1) und Ulla Jelpke (PDS/Linke 
Liste) (1.2.2) stammen aus der zweiten und dritten Beratung des Gesetzesentwurfs. 
Im Anschluss an die Debatte verabschiedete der Bundestag mit großer Mehrheit am 
selben Tag das Gesetz (1.2.3).

1.2.1	 Plädoyer zur Annahme der Gesetzesvorlage
Der aus Niedersachsen stammende Hartmut Büttner war von 1990 bis 2005 Bundes-
tagsabgeordneter für die CDU Sachsen-Anhalts. Er plädierte für die Annahme der 
Gesetzesvorlage.

Hartmut Büttner (Schönebeck) (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Mit der Verabschiedung des Stasi-Unterlagen-
Gesetzes erfüllt der Deutsche Bundestag eine wichtige Forderung des Eini-
gungsvertrages. Der Staatssicherheitsdienst als „Schwert und Schild der SED“ 
war das Instrument des Regimes zur Unterdrückung der eigenen Bevölkerung. 
Die Stasi hat menschenrechtswidrig bespitzelt, denunziert und erpreßt, die wirt-
schaftliche Existenz von Menschen zerstört, sie physisch und psychisch mißhan-
delt und sogar getötet. […]

Die Stasi war darüber hinaus förderndes Mitglied im Verein des interna
tionalen Terrorismus. Kontakte und Zusammenarbeit mit arabischen Ter
rorgruppen, der spanischen ETA, der Roten Armee Fraktion und sogar mit 
Rechtsextremisten, wie der Wehrsportgruppe Hoffmann, sind mittlerweile be-
kanntgeworden.

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf versuchen wir, den Schaden, den die-
se verbrecherische Organisation angerichtet hat, zu begrenzen und aufzuarbei-
ten. Dabei betreten wir gesetzgeberisches Neuland. Deshalb ist das Stasi-Unter-
lagen-Gesetz auch keine abgeschlossene Bibel. Es wird sich im Alltag bewähren 
müssen. Schon jetzt wissen wir, daß es nach Eingang erster praktischer Erfah-
rungen sicherlich novelliert und fortgeschrieben werden muß. Das betrifft eine 
ganze Reihe von Regelungen, so die Verjährungsfristen, den Umgang der Über-
prüfungsmöglichkeiten für die Gauck-Behörde und die Arbeit des Bundesbe-
auftragten.
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Wir legen heute ein Gesetz vor, das den Persönlichkeitsschutz von Stasi-
Opfern in den Mittelpunkt stellt. Alle anderen Interessen und Begehrlichkeiten 
müssen dahinter zurückstehen. (Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) […]

Deutscher Bundestag: Stenographischer Bericht zur 57. Sitzung des 12. Deutschen Bundestages 
vom 14.11.1991, S. 4678 – 4680.

1.2.2	 Plädoyer gegen das Gesetz
Die Hamburgerin Ulla Jelpke gehörte nach ihrer Mitgliedschaft in der Grünen Alter-
nativen Liste Hamburgs dem Bundestag von 1990 bis 2002 als parteiloses Mitglied 
der PDS-Abgeordnetengruppe an. Im Jahr 2005 trat sie der PDS bei und war seitdem 
Mitglied des Bundestages. In der Bundestagsdebatte argumentierte sie gegen die Ge-
setzesvorlage.

Ulla Jelpke (PDS/Linke Liste): Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-
ren! […]

Zu Beginn der Debatte über eine gesetzliche Regelung stand ein Gesetz der 
damaligen DDR. Noch in der Volkskammer wurde das Gesetz zur Sicherung 
und Nutzung der personenbezogenen Daten des ehemaligen Ministeriums für 
Staatssicherheit bzw. des Amtes für nationale Sicherheit verabschiedet. Ziel des 
Gesetzes war die politische, historische und juristische Aufarbeitung der Tätig-
keit des ehemaligen MfS.

Weitere Grundsätze des Gesetzes waren dezentrale Verwahrung der Daten 
und Unterlagen durch parlamentarisch kontrollierte, unabhängige Landesbe-
auftragte, umfassende Auskunftserteilung an die Betroffenen, gesetzlich be-
grenzte Nutzung durch die Behörden und Verbot der Nutzung oder Übermitt-
lung für nachrichtendienstliche Zwecke sowie eine Nutzung zu wissenschaftlichen 
Zwecken, bei der die Persönlichkeitsrechte der Betroffenen geachtet werden, 
und Nutzung für die Rehabilitierung der Betroffenen und Strafverfolgung der 
Täter.

Heute urteilt ein aktiver Bürgerrechtler, Mitglied des Leipziger Komitees 
zur Auflösung der Stasi, im „Spiegel“ über die Entwicklung damals. Ich zitiere:

„Die letzte Volkskammer hat unter Gaucks Federführung ein Gesetz verab-
schiedet, das die weitere Auflösung der Akte Stasi sichern sollte. Unser Selbst-
bewußtsein war das von Siegern, und wir wollten Selbstbestimmung. Doch die 
Bonner Unterhändler zogen uns damals über den Tisch, Stück für Stück. Sicher, 
sie hörten sich die Vorschläge der Bürgerkomitees an, aber mit dem Einigungs-
vertrag probte die Bundesregierung den Putsch.“

Zu dem jetzt vorliegenden Gesetzentwurf sagt derselbe Konrad Taut:
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